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Hotel setzt
Rechtsextreme

vor die Tür
Historiker dürfen nicht im
Dresdner „art’otel“ tagen

VON ANDREAS FÖRSTER

BERLIN. Ein für dieses Wochen-
ende in der Dresdner Innen-

stadt geplanter Kongress von Histo-
rikern und Publizisten, die der
rechtsextremen Szene zugerechnet
werden, findet nun wohl doch nicht
statt. Am Donnerstagnachmittag
stornierte das Hotel „art’otel“ die
schon seit einiger Zeit vorliegende
Bestellung von 59 Betten und einem
Konferenzraum für die Kongress-
teilnehmer. Hoteldirektor Dirk
Gruhn begründete die kurzfristige
Absage damit, das die Veranstaltung
„die Sicherheit und das Ansehen
unseres Hauses gefährdet“. 

Der geplante Kongress zum
„Kriegsende 1918 und seinen Fol-
gen“ war vom D & V Verlag organi-
siert worden. Das Unternehmen ge-
hört zur bayerischen Verlagsgesell-
schaft Berg des unter anderem we-
gen Volksverhetzung vorbestraften
Publizisten und Verleger Gert Sud-
holt. Sudholt hat wiederholt rechts-
extremistische und geschichtsrevi-
sionistische Bücher veröffentlicht.
Außerdem gehört er der vom Verfas-
sungsschutz als rechtsextrem ein-
gestuften „Gesellschaft für freie Pu-
blizistik“ an. 

Bundeswehrgeneräle zu Gast

Zu dem Kongress wollten Teil-
nehmer aus Deutschland, Russ-
land, Schweden, Österreich und
Frankreich anreisen. Als Referenten
waren auch zwei ehemalige hoch-
rangige Bundeswehroffiziere vorge-
sehen: der frühere stellvertretende
Kommandeur der Kosovo-Force in
Pristina, General Christian Millotat,
und der einstige Bundeswehrbe-
fehlshaber für Niedersachsen und
Bremen, General Gerd Schultze-
Rhonhof. 

Mit wütenden Protesten reagier-
ten die rechtsextremen Organisato-
ren des Kongresses auf die Absage
durch die Hotelleitung. Verleger
Sudholt kündigte Schadenersatz-
forderungen im „niedrigen fünfstel-
ligen Bereich“ an. Der NPD-Frak-
tionschef im Sächsischen Landtag,
Holger Apfel, sprach von einer „zu-
nehmenden Pogromstimmung ge-
gen Patrioten, Konservative und
Nationale in Deutschland“.

Hotelchef Gruhn reagierte gelas-
sen auf die Androhung einer Scha-
denersatzklage. Die Geschäftsbe-
dingungen seines Hauses erlaubten
eine Absage des Kongresses, sagte
er der Sächsischen Zeitung. Dem
Hotel selbst entstehe ein Ausfall von
20 000 Euro. Das aber sei zweitran-
gig, sagte Gruhn.

Bereits vor einigen Wochen hatte
das Steigenberger Parkhotel in Ra-
debeul eine Buchung von Rechtsex-
tremen storniert. Anfang August
wurde der rechtsnationalen „Konti-
nent Europa Stiftung“ versagt, mit
den Teilnehmern einer Tagung zum
Thema „Deutschland und Russ-
land“ Räume und ein Restaurant im
Schweriner Schloss, dem Sitz des
Landtages, zu nutzen. Die Tagung
stand unter der Schirmherrschaft
der NPD. 

VON DANIEL BAUMANN

UND JÖRG MICHEL

BERLIN. Das umstrittene Ergeb-
nis der Honorarverhandlungen

zwischen den gesetzlichen Kran-
kenkassen und den niedergelasse-
nen Ärzten ist von der Bundesregie-
rung begrüßt worden. Die Ärzte er-
hielten „ein kalkulierbares, gerech-
teres und transparentes Honorar-
system“, sagte gestern Gesund-
heitsministerin Ulla Schmidt (SPD).
Von den Ärzten erwarte sie nun, da
sie künftig ihr Honorar in Euro und
Cent ausrechnen könnten, dass
„eine unterschiedliche Servicequa-
lität“ für Privat- und Kassenpatien-
ten der Vergangenheit angehöre. 

Verbände wollen mehr

Schmidt will das Ergebnis zügig
genehmigen. Der im Wahlkampf
steckende und Ärzteproteste fürch-
tende bayerische Ministerpräsident
Günther Beckstein (CSU) lobte das
Verhandlungsergebnis ebenfalls. Es
stelle sicher, dass die bayerischen
Ärzte keine Einbußen hinnehmen
müssen. Auch Brandenburgs Ge-
sundheitsministerin, Dagmer Zieg-
ler (SPD), zeigte sich zufrieden, vor
allem weil die dortigen Ärzte über-
durchschnittlich profitierten.

Kritik kam von der Opposition.
Die gesundheitspolitische Spreche-
rin der Grünen, Biggi Bender, be-
mängelte, dass allein die gesetzlich
Versicherten die Kosten zu tragen
hätten. „Wir sollten auch Steuer-
zahler und Privatversicherungen an
der Finanzierung beteiligen“, sagte
sie der Berliner Zeitung. Sie rechne
damit, das sich der geplante ein-
heitliche Beitragssatz nun „in Rich-
tung 16 Prozent bewege“. Der So-
zialverband Deutschland kritisierte,

dass die „Zeche nun wieder einmal
die Versicherten bezahlen“. 

Unersättlich zeigten sich die Ver-
bände der niedergelassenen Ärzte.
Der NAV-Virchow-Bund kritisierte,
dass die Ärzte nicht genügend Geld
herausgeholt hätten und nannte die
Summe „einen Tropfen auf den hei-
ßen Stein“. Der Präsident der Freien
Ärzteschaft, Martin Grauduszus,
sagte, das Geld reiche nicht aus, um
eine flächendeckende medizini-
sche Versorgung aufrechtzuerhal-
ten. Von einem guten Ergebnis
sprach der Präsident der Bundes-
ärztekammer, Jörg-Dietrich Hoppe.

Schmidt fordert von den Ärzten besseren Service
Die Gesundheitsministerin lobt den Budgetkompromiss – Opposition und Verbände sind unzufrieden
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Die Verbände der niedergelassenen Ärzte hätten gerne noch mehr für ihre Mitglieder herausgeschlagen.

Honorarsumme: Die Ärz-
te mit eigener Praxis er-
halten ab 2009 mindes-
tens 2,5 Milliarden Euro
mehr Honorar. Das ent-
spricht laut Kassenärztli-
cher Bundesvereinigung
(KBV) im Schnitt einer
Steigerung um zehn Pro-
zent. Doch nicht alle nie-
dergelassenen Ärzte
profitieren von der Ver-
einbarung gleich stark.

Regionen: Die Ärzte im
Osten und in Berlin profi-
tieren besonders von
dem Abschluss. Ihr Ho-
norarvolumen wird laut
KBV um 20 Prozent auf
94 bis 95 Prozent des
Westniveaus steigen.
Dafür müssen die ge-
setzlich Versicherten
100 Millionen Euro zu-
sätzlich aufbringen. In
Bayern steigen die Ver-

gütungen um vier bis
fünf Prozent. Die Ärzte in
Baden-Württemberg und
Rheinland-Pfalz gehen
leer aus.

Hausärzte: Die Vergü-
tung der Haus- und Fach-
ärzte wurde getrennt.
Das soll zu einer Besser-
stellung der bisher
schlechter bezahlten
Hausärzte führen.

Wer profitiert, wer geht leer aus?

K R A N K E N K A S S E N

„Wir konnten keinerlei Leistungsverbesserungen erzielen“
Die Ärzte haben Honorarsteige-

rungen in Rekordhöhe durch-
setzen können, weil der Schlichter
ihnen beisprang. Johann-Magnus
von Stackelberg, Verhandlungsfüh-
rer der unterlegenen gesetzlichen
Krankenkassen, erklärt, warum sich
das nicht wiederholen darf.

Herr von Stackelberg, wie viel
„Selbst“ ist noch in der gemeinsamen
Selbstverwaltung der Ärzte und der
Krankenkassen, wenn am Ende von
Honorarverhandlungen das Ergeb-
nis steht, das die Politik in den Mo-
naten zuvor vorgegeben hat?

Das ist tatsächlich ein Problem.
Die Selbstverwaltung ist durch die
Eingriffe der Politik in diesem Be-
reich sehr vorgeprägt worden. Das
kann und darf nur das einzige Mal
passiert sein. Es geht hier um eine
einmalige Steigerung des Ärzteho-
norars in Rekordhöhe. Es bedrückt
mich sehr, dass wir bei der Höhe
von mindestens 2,5 Milliarden Euro
für die Versicherten keinerlei Leis-
tungsverbesserung erzielen konn-
ten. Im Kern geht es nur um eine
Vergütungsumstellung auf bundes-
einheitliche Preise.

Sie werden nun jährlich über die An-
passung der Honorare verhandeln
müssen. Ist das mit diesem Abstim-
mungsmodell noch möglich?

Ja, das geht durchaus. Weil der
Schlichter neutral ent-
scheidet. Die Verhand-
lungen sind in diesem ei-
nen Fall sehr von der
Politik beeinflusst wor-
den. Ich gehe davon aus,
dass das ein Sonderfall
bleibt.

Warum haben Sie die Ver-
handlungen nicht platzen
lassen?

Gute Frage. Wir halten
uns erstmal im Gegensatz
zu den Ärzten an die de-
mokratisch festgesetzten
Regeln. Dieses Gremium
hatte die Aufgabe, eine
Abstimmung durchzuführen. Die
Ärzte wollten hinauslaufen, als es
ihnen nicht passte, und sind dringe-
blieben, als es ihnen passte. Wir hal-
ten uns daran, dass wir die parla-
mentarisch festgesetzten Regeln ak-
zeptieren.

Der neue GKV-Spitzenverband der
Krankenkassen hatte damit gewor-
ben, dass er die Interessen der Versi-
cherten vertrete. Welche Folgen hat
das Ergebnis nun für diese?

Die Folge ist eine Bei-
tragssatzsteigerung um
0,25 Prozentpunkte. Wir
zählen darauf, dass die
Politik die Zusage einhält,
diese Steigerung bei der
Festlegung des einheitli-
chen Beitragssatzes für
2009 zu berücksichtigen,
und sehen mit Sorgen wei-
tere Forderungen von
Krankenhäusern und Arz-
neimittelherstellern auf
uns zu kommen.

Von Gesundheitsministe-
rin Ulla Schmidt heißt es,
sie habe mit der Gründung

eines einzigen Spitzenverbands das
Ziel verfolgt, die Kassen am Gängel-
band zu führen. Hat sie es erreicht?

Nein, das kann man überhaupt
nicht sagen. Es war einfach eine
Vorprägung des Ergebnisses durch
politische Zusagen, die hier selbst

in die Verhandlungen hineingetra-
gen wurden. Das prägt derartige
Verhandlungen, das ist nicht erträg-
lich. Die eindringliche Forderung
ist, die Selbstverwaltung das Ge-
schäft alleine machen zu lassen.

Was ist positiv an dem Ergebnis?

Positiv ist, dass die Ärzte jetzt
nicht streiken werden und dass die
Versorgung der Versicherten weiter-
hin gewährleistet ist. Wir freuen uns
auch, dass die Vorsorgeleistungen
weiterhin von den Ärzten zu den
jetzigen Vergütungen durchgeführt
werden können. Das Negative über-
wiegt aber in hohem Maße. 

Wird das Ergebnis etwas zur Verbes-
serung der Arztsituation in Ost-
deutschland beitragen können?

Ja. Es sind auf technischem Wege
Maßnahmen getroffen worden, die
gesetzdehnend, aber nicht gesetz-
widrig sind und die den Ärzten im
Osten mehr Geld bringen. Auch die
Hausärzte im gesamten Bundesge-
biet werden besser gestellt. Das ist
von uns auch mitgetragen worden.

Gespräch: Daniel Baumann.
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Johann-Magnus 
von Stackelberg,

Verhandlungsführer
der GKV

Mehr als 100 000 Väter
beziehen Elterngeld 
WIESBADEN. Beim Elterngeld für
Väter ist die Grenze von 100 000
Empfängern überschritten. In den
eineinhalb Jahren seit Einführung
der Leistung haben 103 000 Väter
Elterngeld bezogen, wie das Statis-
tische Bundesamt am Freitag mit-
teilte. Zwischen Januar 2007 und
Juni 2008 wurden 685 000 Kinder
geboren. Damit liegt der Anteil der
Männer, die zur Betreuung ihres
Babys mindestens zwei Monate zu
Hause bleiben, bei 15 Prozent.
Beim früheren Erziehungsgeld
hatte der Väter-Anteil nur 3,3 Pro-
zent betragen. (dpa) 

Sachsen muss geheime
Akten herausgeben 
LEIPZIG. Der Freistaat Sachsen
muss in der Affäre um geheime
Akten des Verfassungsschutzes
Unterlagen an den Untersuchungs-
ausschuss herausgeben. Sachsens
Verfassungsgerichtshof in Leipzig
urteilte am Freitag, dass die Regie-
rung nicht grundsätzlich die Über-
gabe von Unterlagen an den Aus-
schuss verweigern darf. Allerdings
müssen sich die Untersuchungen
auf abgeschlossene Vorgänge
beschränken. Damit sei es durch-
aus möglich, dass im Einzelfall
genau geprüft werden müsse, wel-
ches Material übergeben werde.
Bei dem Streit geht es um Doku-
mente des Geheimdienstes, die die
Existenz korrupter Netzwerke von
Politikern, Justizbeamten und Poli-
zisten in Sachsen belegen sollen.
(Aktenzeichen: Vf. 154 -I-07). (dpa)

Rohbaufest für neue
Synagoge im Schwerin 
SCHWERIN. Die Schweriner jüdi-
sche Gemeinde hat für ihre neue
Synagoge am Freitag das Rohbau-
fest gefeiert. Mit dem Neubau
werde ein Zeichen für eine erneu-
erte demokratische Kultur des
Zusammenlebens in einer freiheit-
lichen Gesellschaft gesetzt, sagte
der Schweriner Bildungsminister
Henry Tesch (CDU) in seinem
Grußwort. Die frühere Synagoge
von 1773 war in der Reichspogrom-
nacht am 9. November 1938 ver-
wüstet und bald darauf abgerissen
worden. (epd)

Thüringer SPD-Chef
liebäugelt mit der Linken 
ERFURT. Die SPD könnte nach
Ansicht von Thüringens Landes-
chef Christoph Matschie in einer
Koalition mit der Linkspartei auch
als kleinerer Partner den Minister-
präsidenten stellen. Die SPD habe
bislang zwar ausgeschlossen,
„Juniorpartner“ zu sein, sagte Mat-
schie am Freitag. Dies heiße aber
nur, dass die Linke nicht den
Ministerpräsidenten stellen dürfe.
Die SPD sei bisher nicht davon
ausgegangen, dass die Linke als
stärkerer Partner auf das Minister-
präsidentenamt verzichten würde.
Er sei sich nicht sicher, ob das ent-
sprechende Angebot von dem Lin-
ke-Spitzenkandidaten Bodo Rame-
low innerhalb der Linken
abgestimmt sei. (dpa)
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Hotel setzt
Rechtsextreme

vor die Tür
Historiker dürfen nicht im
Dresdner „art’otel“ tagen

VON ANDREAS FÖRSTER

BERLIN. Ein für dieses Wochen-
ende in der Dresdner Innen-

stadt geplanter Kongress von Histo-
rikern und Publizisten, die der
rechtsextremen Szene zugerechnet
werden, findet nun wohl doch nicht
statt. Am Donnerstagnachmittag
stornierte das Hotel „art’otel“ die
schon seit einiger Zeit vorliegende
Bestellung von 59 Betten und einem
Konferenzraum für die Kongress-
teilnehmer. Hoteldirektor Dirk
Gruhn begründete die kurzfristige
Absage damit, das die Veranstaltung
„die Sicherheit und das Ansehen
unseres Hauses gefährdet“. 

Der geplante Kongress zum
„Kriegsende 1918 und seinen Fol-
gen“ war vom D & V Verlag organi-
siert worden. Das Unternehmen ge-
hört zur bayerischen Verlagsgesell-
schaft Berg des unter anderem we-
gen Volksverhetzung vorbestraften
Publizisten und Verleger Gert Sud-
holt. Sudholt hat wiederholt rechts-
extremistische und geschichtsrevi-
sionistische Bücher veröffentlicht.
Außerdem gehört er der vom Verfas-
sungsschutz als rechtsextrem ein-
gestuften „Gesellschaft für freie Pu-
blizistik“ an. 

Bundeswehrgeneräle zu Gast

Zu dem Kongress wollten Teil-
nehmer aus Deutschland, Russ-
land, Schweden, Österreich und
Frankreich anreisen. Als Referenten
waren auch zwei ehemalige hoch-
rangige Bundeswehroffiziere vorge-
sehen: der frühere stellvertretende
Kommandeur der Kosovo-Force in
Pristina, General Christian Millotat,
und der einstige Bundeswehrbe-
fehlshaber für Niedersachsen und
Bremen, General Gerd Schultze-
Rhonhof. 

Mit wütenden Protesten reagier-
ten die rechtsextremen Organisato-
ren des Kongresses auf die Absage
durch die Hotelleitung. Verleger
Sudholt kündigte Schadenersatz-
forderungen im „niedrigen fünfstel-
ligen Bereich“ an. Der NPD-Frak-
tionschef im Sächsischen Landtag,
Holger Apfel, sprach von einer „zu-
nehmenden Pogromstimmung ge-
gen Patrioten, Konservative und
Nationale in Deutschland“.

Hotelchef Gruhn reagierte gelas-
sen auf die Androhung einer Scha-
denersatzklage. Die Geschäftsbe-
dingungen seines Hauses erlaubten
eine Absage des Kongresses, sagte
er der Sächsischen Zeitung. Dem
Hotel selbst entstehe ein Ausfall von
20 000 Euro. Das aber sei zweitran-
gig, sagte Gruhn.

Bereits vor einigen Wochen hatte
das Steigenberger Parkhotel in Ra-
debeul eine Buchung von Rechtsex-
tremen storniert. Anfang August
wurde der rechtsnationalen „Konti-
nent Europa Stiftung“ versagt, mit
den Teilnehmern einer Tagung zum
Thema „Deutschland und Russ-
land“ Räume und ein Restaurant im
Schweriner Schloss, dem Sitz des
Landtages, zu nutzen. Die Tagung
stand unter der Schirmherrschaft
der NPD. 

VON DANIEL BAUMANN

UND JÖRG MICHEL

BERLIN. Das umstrittene Ergeb-
nis der Honorarverhandlungen

zwischen den gesetzlichen Kran-
kenkassen und den niedergelasse-
nen Ärzten ist von der Bundesregie-
rung begrüßt worden. Die Ärzte er-
hielten „ein kalkulierbares, gerech-
teres und transparentes Honorar-
system“, sagte gestern Gesund-
heitsministerin Ulla Schmidt (SPD).
Von den Ärzten erwarte sie nun, da
sie künftig ihr Honorar in Euro und
Cent ausrechnen könnten, dass
„eine unterschiedliche Servicequa-
lität“ für Privat- und Kassenpatien-
ten der Vergangenheit angehöre. 

Verbände wollen mehr

Schmidt will das Ergebnis zügig
genehmigen. Der im Wahlkampf
steckende und Ärzteproteste fürch-
tende bayerische Ministerpräsident
Günther Beckstein (CSU) lobte das
Verhandlungsergebnis ebenfalls. Es
stelle sicher, dass die bayerischen
Ärzte keine Einbußen hinnehmen
müssen. Auch Brandenburgs Ge-
sundheitsministerin, Dagmer Zieg-
ler (SPD), zeigte sich zufrieden, vor
allem weil die dortigen Ärzte über-
durchschnittlich profitierten.

Kritik kam von der Opposition.
Die gesundheitspolitische Spreche-
rin der Grünen, Biggi Bender, be-
mängelte, dass allein die gesetzlich
Versicherten die Kosten zu tragen
hätten. „Wir sollten auch Steuer-
zahler und Privatversicherungen an
der Finanzierung beteiligen“, sagte
sie der Berliner Zeitung. Sie rechne
damit, das sich der geplante ein-
heitliche Beitragssatz nun „in Rich-
tung 16 Prozent bewege“. Der So-
zialverband Deutschland kritisierte,

dass die „Zeche nun wieder einmal
die Versicherten bezahlen“. 

Unersättlich zeigten sich die Ver-
bände der niedergelassenen Ärzte.
Der NAV-Virchow-Bund kritisierte,
dass die Ärzte nicht genügend Geld
herausgeholt hätten und nannte die
Summe „einen Tropfen auf den hei-
ßen Stein“. Der Präsident der Freien
Ärzteschaft, Martin Grauduszus,
sagte, das Geld reiche nicht aus, um
eine flächendeckende medizini-
sche Versorgung aufrechtzuerhal-
ten. Von einem guten Ergebnis
sprach der Präsident der Bundes-
ärztekammer, Jörg-Dietrich Hoppe.

Schmidt fordert von den Ärzten besseren Service
Die Gesundheitsministerin lobt den Budgetkompromiss – Opposition und Verbände sind unzufrieden
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Die Verbände der niedergelassenen Ärzte hätten gerne noch mehr für ihre Mitglieder herausgeschlagen.

Honorarsumme: Die Ärz-
te mit eigener Praxis er-
halten ab 2009 mindes-
tens 2,5 Milliarden Euro
mehr Honorar. Das ent-
spricht laut Kassenärztli-
cher Bundesvereinigung
(KBV) im Schnitt einer
Steigerung um zehn Pro-
zent. Doch nicht alle nie-
dergelassenen Ärzte
profitieren von der Ver-
einbarung gleich stark.

Regionen: Die Ärzte im
Osten und in Berlin profi-
tieren besonders von
dem Abschluss. Ihr Ho-
norarvolumen wird laut
KBV um 20 Prozent auf
94 bis 95 Prozent des
Westniveaus steigen.
Dafür müssen die ge-
setzlich Versicherten
100 Millionen Euro zu-
sätzlich aufbringen. In
Bayern steigen die Ver-

gütungen um vier bis
fünf Prozent. Die Ärzte in
Baden-Württemberg und
Rheinland-Pfalz gehen
leer aus.

Hausärzte: Die Vergü-
tung der Haus- und Fach-
ärzte wurde getrennt.
Das soll zu einer Besser-
stellung der bisher
schlechter bezahlten
Hausärzte führen.

Wer profitiert, wer geht leer aus?

K R A N K E N K A S S E N

„Wir konnten keinerlei Leistungsverbesserungen erzielen“
Die Ärzte haben Honorarsteige-

rungen in Rekordhöhe durch-
setzen können, weil der Schlichter
ihnen beisprang. Johann-Magnus
von Stackelberg, Verhandlungsfüh-
rer der unterlegenen gesetzlichen
Krankenkassen, erklärt, warum sich
das nicht wiederholen darf.

Herr von Stackelberg, wie viel
„Selbst“ ist noch in der gemeinsamen
Selbstverwaltung der Ärzte und der
Krankenkassen, wenn am Ende von
Honorarverhandlungen das Ergeb-
nis steht, das die Politik in den Mo-
naten zuvor vorgegeben hat?

Das ist tatsächlich ein Problem.
Die Selbstverwaltung ist durch die
Eingriffe der Politik in diesem Be-
reich sehr vorgeprägt worden. Das
kann und darf nur das einzige Mal
passiert sein. Es geht hier um eine
einmalige Steigerung des Ärzteho-
norars in Rekordhöhe. Es bedrückt
mich sehr, dass wir bei der Höhe
von mindestens 2,5 Milliarden Euro
für die Versicherten keinerlei Leis-
tungsverbesserung erzielen konn-
ten. Im Kern geht es nur um eine
Vergütungsumstellung auf bundes-
einheitliche Preise.

Sie werden nun jährlich über die An-
passung der Honorare verhandeln
müssen. Ist das mit diesem Abstim-
mungsmodell noch möglich?

Ja, das geht durchaus. Weil der
Schlichter neutral ent-
scheidet. Die Verhand-
lungen sind in diesem ei-
nen Fall sehr von der
Politik beeinflusst wor-
den. Ich gehe davon aus,
dass das ein Sonderfall
bleibt.

Warum haben Sie die Ver-
handlungen nicht platzen
lassen?

Gute Frage. Wir halten
uns erstmal im Gegensatz
zu den Ärzten an die de-
mokratisch festgesetzten
Regeln. Dieses Gremium
hatte die Aufgabe, eine
Abstimmung durchzuführen. Die
Ärzte wollten hinauslaufen, als es
ihnen nicht passte, und sind dringe-
blieben, als es ihnen passte. Wir hal-
ten uns daran, dass wir die parla-
mentarisch festgesetzten Regeln ak-
zeptieren.

Der neue GKV-Spitzenverband der
Krankenkassen hatte damit gewor-
ben, dass er die Interessen der Versi-
cherten vertrete. Welche Folgen hat
das Ergebnis nun für diese?

Die Folge ist eine Bei-
tragssatzsteigerung um
0,25 Prozentpunkte. Wir
zählen darauf, dass die
Politik die Zusage einhält,
diese Steigerung bei der
Festlegung des einheitli-
chen Beitragssatzes für
2009 zu berücksichtigen,
und sehen mit Sorgen wei-
tere Forderungen von
Krankenhäusern und Arz-
neimittelherstellern auf
uns zu kommen.

Von Gesundheitsministe-
rin Ulla Schmidt heißt es,
sie habe mit der Gründung

eines einzigen Spitzenverbands das
Ziel verfolgt, die Kassen am Gängel-
band zu führen. Hat sie es erreicht?

Nein, das kann man überhaupt
nicht sagen. Es war einfach eine
Vorprägung des Ergebnisses durch
politische Zusagen, die hier selbst

in die Verhandlungen hineingetra-
gen wurden. Das prägt derartige
Verhandlungen, das ist nicht erträg-
lich. Die eindringliche Forderung
ist, die Selbstverwaltung das Ge-
schäft alleine machen zu lassen.

Was ist positiv an dem Ergebnis?

Positiv ist, dass die Ärzte jetzt
nicht streiken werden und dass die
Versorgung der Versicherten weiter-
hin gewährleistet ist. Wir freuen uns
auch, dass die Vorsorgeleistungen
weiterhin von den Ärzten zu den
jetzigen Vergütungen durchgeführt
werden können. Das Negative über-
wiegt aber in hohem Maße. 

Wird das Ergebnis etwas zur Verbes-
serung der Arztsituation in Ost-
deutschland beitragen können?

Ja. Es sind auf technischem Wege
Maßnahmen getroffen worden, die
gesetzdehnend, aber nicht gesetz-
widrig sind und die den Ärzten im
Osten mehr Geld bringen. Auch die
Hausärzte im gesamten Bundesge-
biet werden besser gestellt. Das ist
von uns auch mitgetragen worden.

Gespräch: Daniel Baumann.

A O K

Johann-Magnus 
von Stackelberg,

Verhandlungsführer
der GKV

Mehr als 100 000 Väter
beziehen Elterngeld 
WIESBADEN. Beim Elterngeld für
Väter ist die Grenze von 100 000
Empfängern überschritten. In den
eineinhalb Jahren seit Einführung
der Leistung haben 103 000 Väter
Elterngeld bezogen, wie das Statis-
tische Bundesamt am Freitag mit-
teilte. Zwischen Januar 2007 und
Juni 2008 wurden 685 000 Kinder
geboren. Damit liegt der Anteil der
Männer, die zur Betreuung ihres
Babys mindestens zwei Monate zu
Hause bleiben, bei 15 Prozent.
Beim früheren Erziehungsgeld
hatte der Väter-Anteil nur 3,3 Pro-
zent betragen. (dpa) 

Sachsen muss geheime
Akten herausgeben 
LEIPZIG. Der Freistaat Sachsen
muss in der Affäre um geheime
Akten des Verfassungsschutzes
Unterlagen an den Untersuchungs-
ausschuss herausgeben. Sachsens
Verfassungsgerichtshof in Leipzig
urteilte am Freitag, dass die Regie-
rung nicht grundsätzlich die Über-
gabe von Unterlagen an den Aus-
schuss verweigern darf. Allerdings
müssen sich die Untersuchungen
auf abgeschlossene Vorgänge
beschränken. Damit sei es durch-
aus möglich, dass im Einzelfall
genau geprüft werden müsse, wel-
ches Material übergeben werde.
Bei dem Streit geht es um Doku-
mente des Geheimdienstes, die die
Existenz korrupter Netzwerke von
Politikern, Justizbeamten und Poli-
zisten in Sachsen belegen sollen.
(Aktenzeichen: Vf. 154 -I-07). (dpa)

Rohbaufest für neue
Synagoge im Schwerin 
SCHWERIN. Die Schweriner jüdi-
sche Gemeinde hat für ihre neue
Synagoge am Freitag das Rohbau-
fest gefeiert. Mit dem Neubau
werde ein Zeichen für eine erneu-
erte demokratische Kultur des
Zusammenlebens in einer freiheit-
lichen Gesellschaft gesetzt, sagte
der Schweriner Bildungsminister
Henry Tesch (CDU) in seinem
Grußwort. Die frühere Synagoge
von 1773 war in der Reichspogrom-
nacht am 9. November 1938 ver-
wüstet und bald darauf abgerissen
worden. (epd)

Thüringer SPD-Chef
liebäugelt mit der Linken 
ERFURT. Die SPD könnte nach
Ansicht von Thüringens Landes-
chef Christoph Matschie in einer
Koalition mit der Linkspartei auch
als kleinerer Partner den Minister-
präsidenten stellen. Die SPD habe
bislang zwar ausgeschlossen,
„Juniorpartner“ zu sein, sagte Mat-
schie am Freitag. Dies heiße aber
nur, dass die Linke nicht den
Ministerpräsidenten stellen dürfe.
Die SPD sei bisher nicht davon
ausgegangen, dass die Linke als
stärkerer Partner auf das Minister-
präsidentenamt verzichten würde.
Er sei sich nicht sicher, ob das ent-
sprechende Angebot von dem Lin-
ke-Spitzenkandidaten Bodo Rame-
low innerhalb der Linken
abgestimmt sei. (dpa)
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